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GS II/3 6521 - 401/59 


Bonn, den 4. März 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 870 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betreffend Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk beantworte ich wie 
folgt : 

Zu 1. 

Die von der anfragenden Fraktion erwähnte Übergangsrege- 
lung im Recht der Handwerkerversorgung (Artikel 2 § 52 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 30. April 
1958 — BGBl. I S. 305) enthält keine Bestimmung, die ihrem 
Inhalt nach für die Bundesregierung ein zwingender Anlaß 
wäre, auf eine Verlängerung ihrer Geltungsdauer hinzuwirken. 
Die Vorschrift selbst und die Verlängerung ihrer Geltungs- 
dauer durch das Gesetz vom 30. April 1958 beruhen nicht auf 
Vorschlägen der Bundesregierung, sondern auf Anträgen von 
Fraktionen des Deutschen Bundestages. Die Bundesregierung 
möchte es den Fraktionen, die seinerzeit diese Anträge ge- 
stellt haben, überlassen, eine Verlängerung der Geltungs- 
dauer der Vorschrift zu beantragen, wenn sie dies für ange- 
bracht halten. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung bekennt sich nicht zu der „Methode, die 
zuständigen Stellen durch Schnellbrief davon zu unterrichten, 
daß Zwangsmaßnahmen gegen Handwerker bis zur weiteren 
gesetzlichen Regelung möglichst unterbleiben". 

Im vergangenen Jahr ist im Zusammenhang mit dem von 
einer Fraktion des Bundestages eingebrachten Gesetzesantrag 
auf Verlängerung der Geltungsdauer der unter 1. behandelten 
Übergangsregelung eine derartige Empfehlung auf ausdrück- 
lichen Wunsch des Sozialpolitischen Ausschusses des Bundes- 
tages gegeben worden, und zwar nicht allgemein „bis zur 
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weiteren gesetzlichen Regelung 11 , sondern bis zu dem damals 
in Monatsfrist zu erwartenden Inkrafttreten der bereits im 
Bundestag beantragten Gesetzesänderung. Die Erfüllung des 
Wunsches des Sozialpolitischen Ausschusses durch die Bundes- 
regierung rechtfertigt nicht die Annahme, die Bundesregierung 
wolle die damals angewendete „Methode" auch in Zukunft 
anwenden. 

Zu 3. 

Das Gesetz zur vorläufigen Änderung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk vom 27. August 

1956 (BGBl. I S. 755) regelt in der Hauptsache die Rechts- 
verhältnisse aus den bis zum Ende des Jahres 1956 zurück- 
gelegten Versicherungszeiten der Handwerker. Soweit die 
Vorschriften dieses Gesetzes auch für die Zeit vom 1. Januar 

1957 an Bedeutung haben, sind sie durch Artikel 2 § 52 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes teilweise ge- 
ändert und so ergänzt worden, daß eine vollständige, auf das 
neue Rentenrecht abgestellte Regelung des materiellen Rechts 
vorliegt. Insoweit bedarf es einer „Ablösung" des Gesetzes 
vom 27. August 1956 durch eine Neuregelung nicht. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk in der Gesamtheit 
ihrer Regelungen einer Überprüfung und Neugestaltung be- 
darf. Hierfür sollten die die Organisation und die Rechnungs- 
führung der Handwerkerversorgung betreffenden Bestimmungen 
des Gesetzes vom 27. August 1956 die erforderlichen Unter- 
lagen schaffen. Wenn die vollständigen Rechnungsunterlagen 
der Handwerkerversorgung für das Jahr 1958 vorliegen und 
mit Sachverständigen erörtert sind, wird die Bundesregierung 
einen Gesetzentwurf über eine Neuregelung der Handwerker- 
versorgung ausarbeiten. 
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